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Maria von Tippelskirch – Rechtsprechung Strafrecht

terliche Risikobewertung zur Bemessung des konkret 
eingetretenen wirtscha!lichen Schadens vorzunehmen. 
Wenn das so genannte Anlagemodell aber tatsächlich 
überhaupt nicht bzw. nur in Form eines „Schneeballsys-
tems“ existiere, so sei bereits zum Zeitpunkt der Vermö-
gensverfügung von einem Schaden im Umfang der ge-
samten Anlagesumme auszugehen2. 

Weiterhin hat der BGH klargestellt, dass es für die Fra-
ge nach dem Vorliegen des Regelbeispiels aus § 263 III 2 
Nr. 2 Var. 1 StGB immer nur auf die Vermögenseinbu-
ße beim einzelnen Opfer ankomme. Eine Addition von 
Einzelschäden aus tateinheitlich zusammentre"enden 
Betrugstaten komme also nur in Betracht, wenn diese 
dasselbe Opfer betre"en – was vorliegend jedoch nicht 
der Fall sei. Diese Begründung zu § 263 III 2 Nr. 2 Var. 1 
StGB überzeugt unter systematischer Berücksichtigung 
von § 263 III 2 Nr. 2 Var. 2 StGB, der nach seinem Wort-

2 BGH vom 18.02.2009 - 1 StR 731/08; BGH vom 23.11.1983 - 3 StR 
300/83; BGH vom 03.11.1955 - 3 StR 172/55, BGHSt 8, 289 (291).

laut gerade darauf abzielt, den „Massenbetrug“ mit je-
weils geringen Vermögensschäden zu erfassen. Damit 
jedoch dieses Regelbeispiel erfüllt ist, bedarf es seinem 
Wortlaut nach der Absicht, fortgesetzte Betrugstaten zu 
begehen – was aber wiederum z. B. im hier vorliegenden 
Fall einer einzigen Täuschungshandlung ausgeschlos-
sen ist. Überraschend ist dieses Ergebnis insofern, als es 
demjenigen, der in der Absicht handelt, nacheinander 

„fortgesetzt“ viele Menschen zu betrügen, einen größe-
ren Unrechtsvorwurf macht als demjenigen, der in der 
Absicht handelt, durch die gleiche Tat gleichzeitig vie-
le Menschen zu betrügen und dem dies sogar – wie im 
vorliegenden Fall – objektiv mittels einer einzigen Täu-
schungshandlung gelingt. Diese Di"erenzierung mag 
Anlass geben, sich in einer solchen Konstellation zumin-
dest mit der Frage nach einem Fall des Betrugs in einem 
unbenannten besonders schweren Fall auseinanderzu-
setzen3.

3 Hierzu !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au#. 2011, § 263 Rn. 227.

Maria von Tippelskirch*

Mord mit gemeingefährlichen Mitteln durch Unterlassen

§§ 211, 13 StGB Kein Mord durch Unterlassen, wenn Täter/in eine bereits bestehende gemeingefährliche Situ-
ation nur ausnutzt.

Eine mit gemeingefährlichen Mitteln begangene Tö-
tung durch Unterlassen ist grundsätzlich nicht mög-
lich, wenn der Täter eine bereits vorhandene gemein-
gefährliche Situation ausnutzt, unabhängig davon, 
ob die Gefahr zufällig entstanden, von einer dritten 
Person verursacht oder von ihm selbst ohne Tötungs-
vorsatz herbeigeführt worden ist. 

BGH, Beschluss vom 07.07.2009 – 3 StR 204/09, NStZ 2010, 
87–88. 

Sachverhalt

Der Angeklagte A war darüber verzweifelt, dass seine 
Lebensgefährtin L die Beziehung mit ihm beendet hatte. 
Er beschloss deshalb, aus dem Leben zu scheiden, und 
ö"nete in seiner in einem Mehrfamilienhaus be$ndli-
chen Wohnung die Gasleitung, um sich zu vergi!en. Vor 
Ö"nen des Gashahns verbrachte er den Kä$g mit seinem 

Chinchilla aus dem – mit Gas zu #utenden – Wohnzim-
mer in den Flur und dichtete die Tür dorthin mit einem 
Tuch ab. Nachdem das Erdgas 10 bis 15 Minuten ausge-
strömt war, verschloss A den Gashahn wieder und führ-
te ein Telefongespräch mit B, in dessen Verlauf er sich 
beruhigte. Dieses beendete er, als L klingelte, um ihre 
Sachen abzuholen. A ö"nete ihr die Tür. Sodann ließ er 
es geschehen, dass L sich eine Zigarette anzündete. Die 
Flamme des Feuerzeuges entzündete das in dem Raum 
be$ndliche Lu!-Gas-Gemisch; die hierdurch verursach-
te Explosion brachte das gesamte Mehrfamilienhaus 
zum Einsturz. Von den Trümmern wurde der Nachbar 
N erschlagen. A und L erlitten schwere Verletzungen.

Das Urteil des LG und der Beschluss des BGH

Das LG Mönchengladbach hatte den Angeklagten unter 
anderem wegen vollendeten Mordes an dem bei der Ex-
plosion umgekommenen Nachbarn verurteilt. Es warf 
dem Angeklagten vor, eine Tötung durch Unterlassen 

„mit gemeingefährlichen Mitteln“ (§ 211 II Var. 7 StGB) 
verübt zu haben.

 * Juniorprofessorin für Straf- und Strafprozessrecht, Wirtscha!s-
strafrecht und rechtswissenscha!liche Fachdidaktik an der Universi-
tät Hamburg.
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Indem A den Gashahn aufdrehte, hat er die spätere Ex-
plosion und damit den Tod des N zwar objektiv zure-
chenbar durch aktives Tun verursacht. Doch hat das LG 
der „Chinchilla-Episode“ insofern vorsatzausschließen-
de Bedeutung beigemessen: Weil A sein Chinchilla in 
den Flur verbrachte und die Tür abdichtete, so das LG, 
muss er davon ausgegangen sein, die durch das Aufdre-
hen des Gashahns hervorgerufene Todesgefahr werde 
sich räumlich auf das Wohnzimmer beschränken. Habe 
A die Todesgefahr für andere Hausbewohner/innen zu 
diesem Zeitpunkt aber nicht erkannt, so lasse sich auch 
nicht auf entsprechenden (bedingten) Tötungsvorsatz 
(zum Zeitpunkt des Aufdrehens des Gashahns) schlie-
ßen. 

Als Anknüpfungspunkt für ein vorsätzliches Tötungs-
delikt verblieb somit nur das spätere Verhalten des A in 
dem Moment, als seine ehemalige Lebensgefährtin sich 
eine Zigarette anzündete. Hier war der Schwerpunkt der 
Vorwer%arkeit für das LG o"ensichtlich im Unterlassen 
einer Warnung vor dem Gas-Lu!-Gemisch im Raum 
zu sehen. Woraus das LG die Garantenstellung im Ein-
zelnen abgeleitet hatte, lässt sich der Entscheidung des 
BGH nicht entnehmen – in Betracht käme hier neben 
der engen persönlichen Beziehung zur ehemaligen Le-
bensgefährtin1 womöglich auch eine Verantwortung für 
Gefahren, die von der eigenen Mietwohnung ausgehen2. 
Maßgeblich dür!e hier aber jedenfalls auch das im Auf-
drehen des Gashahns zu sehende p#ichtwidrige Vorver-
halten des A gewesen sein (so genannte Überwacherga-
rantenstellung aus Ingerenz). Überlegen ließe sich ferner, 
ob A mit Blick auf die Tötung des N unmittelbarer Un-
terlassungstäter gemäß § 25 I Var. 1 StGB war oder mit-
telbarer Täter gemäß § 25 I Var. 2 StGB, indem er das 
vorsatzlose, den Tod des N verursachende Verhalten der 
L ausnutzte3. 

Der dritte Senat des BGH ging in seinem Urteil auf beide 
Fragen nicht ein, sondern setzte sich vor allem kritisch 
mit der Frage auseinander, ob, wie vom LG angenom-
men, eine „mit gemeingefährlichen Mitteln begangene“ 
Tötung durch Unterlassen vorlag und A somit §§ 211 II 
Var. 7, 13 StGB verwirklicht hatte. Gemeingefährlich i. S. v. 

1 Zur Frage, inwiefern Garantenstellungen aus dem eheähnlichen 
Zusammenleben Unverheirateter erwachsen können, vgl. Claus Roxin, 
Strafrecht Allgemeiner Teil, Bd. I, 4. Au#. 2006, § 32 Rn. 51.
2 Hierzu BGH vom 30.09.2009, NStZ 2010, 220–221.
3 Gegen das Erfordernis der Konstruktion einer solchen mittelbaren 
Täterscha! durch Unterlassen wird in der Literatur vorgetragen, die/
der Unterlassende mache niemanden zum Werkzeug, sondern lasse 
ihn vielmehr nur gewähren (vgl. Claus Roxin, AT I, 4. Au#. 2006, § 31 
Rn. 175 m. w. N.). Der BGH hat in einem vergleichbaren Fall, in dem das 
Opfer sich (vorsatzlos) selbst schädigte, die „für Fälle mittelbarer Tä-
terscha! entwickelten Grundsätze“ angewendet, ohne allerdings mit-
telbare Täterscha! im eigentlichen Sinne anzunehmen (vgl. BGH vom 
12.08.1997, BGHSt 43, 177–183 – Gi"fallenentscheidung). Vom hier zu 
entscheidenden Fall unterscheidet sich die Gi!fallenentscheidung frei-
lich dadurch, dass L nicht (nur) als „Werkzeug gegen sich selbst“ einge-
setzt wurde, sondern vorsatzlos den Tod des N verursacht hat.

§ 211 II Var. 7 StGB ist ein Mittel nach allgemeiner Auf-
fassung dann, wenn es durch seine Anwendung im Ein-
zelfall eine Gefahr für eine unbestimmte Anzahl anderer 
Personen mit sich bringt, weil der Täter die Ausdehnung 
der Gefahr nicht in seiner Gewalt hat4. Hinsichtlich einer 
Gasexplosion in einem bewohnten Mehrfamilienhaus 
scheint dies allein wegen der Einsturzgefahr eigentlich 
auf der Hand zu liegen. 

Trotzdem hat der 3. Senat sich der Antragsschri! des 
Generalbundesanwalts angeschlossen und das Urteil 
des LG aufgehoben. Damit hat er eine Entscheidung des 
5. Senats aus dem Jahr 1986 bestätigt5, wonach eine mit 
gemeingefährlichen Mitteln begangene Tötung durch 
Unterlassen mangels Modalitätenäquivalenz grund-
sätzlich ausgeschlossen sei. § 211 II Var. 7 StGB könne 
nur dann verwirklicht werden, wenn der Täter das ge-
meingefährliche Mittel aktiv einsetze, nicht aber, wenn 
er eine bereits vorhandene gemeingefährliche Situation 
lediglich ausnutze. Dabei sei es gleichgültig, ob die aus-
genutzte „Gefahr zufällig entstanden, von einer dritten 
Person verursacht oder von ihm selbst ohne Tötungs-
vorsatz herbeigeführt worden“6 sei. Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz sei lediglich für den Fall anzuneh-
men, dass der Täter die später ausgenutzte Gefahr zu-
vor mit Tötungsvorsatz selbst gesetzt habe. Nur unter die-
sen Umständen komme eine Tötung durch Unterlassen 
mit gemeingefährlichen Mitteln ausnahmsweise doch in 
Betracht. Da das LG einen solchen Tötungsvorsatz zum 
Zeitpunkt der Gefahrsetzung (Aufdrehen des Gashahns) 
aber ausdrücklich nicht festgestellt habe, hob der 3. Se-
nat die Verurteilung aus §§ 211 II Var. 7, 13 StGB auf. 

Modalitätenäquivalenz als maßgebliches 
Abgrenzungskriterium? 

Die Entscheidung befasst sich mit dem Tatbestandsmerk-
mal der so genannten „Modalitätenäquivalenz“. Die in 
§ 13 StGB enthaltene Entsprechungsklausel („wenn das 
Unterlassen der Verwirklichung des gesetzlichen Tatbe-
standes durch ein Tun entspricht“) soll nach ganz über-
wiegender Au"assung bei reinen Erfolgsdelikten keine 
Rolle spielen7. 

Der BGH scheint in einer Tötung mit gemeingefährli-
chen Mitteln somit einen Stra!atbestand zu erkennen, 
der gegenüber einem einfachen Totschlag einen gestei-
gerten Handlungsunwert beinhaltet. Dieser gesteigerte 
Handlungsunwert sei in dem aktiven Einsatz eines ge-

4 !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au#. 2011, § 211 Rn. 59.
5 BGH vom 04.02.1986, BGHSt 34, 13–14.
6 BGH vom 07.07.2009, NStZ 2010, 87 (88); BGH vom 04.02.1986, 
BGHSt 34, 13 (14).
7 Jürgen Baumann/Ulrich Weber/Wolfgang Mitsch, Strafrecht Allge-
meiner Teil, 11. Au#. 2003, § 15 Rn. 77; Kristian Kühl, Strafrecht Allge-
meiner Teil, 6. Au#. 2008, § 18 Rn. 124; Claus Roxin, Strafrecht Allge-
meiner Teil, Bd. II, 2003, § 32 Rn. 225.
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meingefährlichen Mittels zu sehen, wodurch die beson-
dere Rücksichtslosigkeit des Täters, der sein Ziel durch 
die Schaffung unberechenbarer Gefahren für andere 
durchzusetzen sucht, zum Ausdruck gebracht werde. 

Aus dem Wortlaut von § 211 StGB lässt sich dies zumin-
dest nicht zwingend folgern: Dieser setzt weder das Schaf-
fen noch das Einsetzen eines gemeingefährlichen Mittels 
voraus, sondern nur, dass die Tötung „mit“ gemeinge-
fährlichen Mitteln verübt werde. Der BGH scheint – dies 
ergibt sich aus dem von ihm für nötig befundenen Rück-
gri" auf die Entsprechungsklausel – die Au"assung zu 
vertreten, dass eine mit einer Tötung verbundene gene-
relle Gefahr für eine unbestimmte Anzahl anderer Per-
sonen nur als Handlungs- und nicht auch als vom Täter 
zurechenbar gescha"ener Erfolgsunwert aufzufassen sei, 
weshalb es eines Rückgri"s auf die Entsprechungsklausel 
bedür!e. Näher liegt es jedoch, auch den Eintritt einer 

„generellen“ Gefahr im Zusammenhang mit einer Tötung 
als Ausdruck eines die Stra%arkeit (mit-)begründenden 
Erfolgsunwerts aufzufassen8. Denn die mit einer „gene-
rellen“ Gefahr verbundene Unrechtssteigerung ergibt 
sich aus der objektiv feststellbaren Situation für Dritte, 
wenn diese auch nicht den gleichen Grad an Gefährlich-
keit wie eine „konkrete“ Gefahr erreichen muss.9 Inso-
fern spricht viel dafür, nach den allgemeinen, auch vom 
BGH befolgten Grundsätzen im Fall von § 211 II Var. 7 
StGB auf einen Rückgri" auf die Entsprechungsklausel 
des § 13 StGB zu verzichten.

Garantenstellung als vorzugswürdiges 
maßgebliches Abgrenzungskriterium

Sachgerechter erscheint es demgegenüber, wie bei allen 
anderen Erfolgsdelikten auch primär darauf abzustellen, 
ob der Täter Garant für das Nichtentstehen dieses Er-
folgsunwerts bzw. hier für das Nichtentstehen der den 
Erfolgsunwert begründenden generellen Gefahr für eine 
unbestimmte Anzahl von Personen ist. Diesen Aspekt 
der „Gefahrverantwortung“ scheint der BGH ebenfalls – 
wenn auch in dogmatisch unorthodoxer Weise – berück-
sichtigen zu wollen, wenn er im Rahmen des Prüfungs-
punkts der Modalitätenäquivalenz von seiner Regel, eine 
Verwirklichung von § 211 II Var. 7 StGB durch Unterlas-
sen sei grundsätzlich ausgeschlossen, für den Fall eine 
Ausnahme zulässt, dass der Täter die Gefahr mit Tö-
tungsvorsatz selbst gesetzt habe.

Hiervon abweichend und in Einklang mit den allgemei-
nen Grundsätzen der Unterlassungsstra%arkeit sollte die 
Frage nach der Verantwortung von Täter/innen für das 

8 Claus Roxin, AT II, 2003, § 32 Rn. 239; Lars C. Berster, Anm. zu 
BGH vom 07.07.2009, ZIS 2011, S. 255 (258).
9 Zur Einordnung der generellen zwischen der abstrakten und der 
konkreten Gefahr vgl. !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au#. 2011, 
§ 211 Rn. 59; Hartmut Schneider, in: MüKo, StGB, 2003, § 211 Rn. 307.

Nichtentstehen eines Erfolgsunwerts wie sonst auch an-
hand des in § 13 StGB ebenfalls angelegten Tatbestands-
merkmals der Garantenstellung („wenn er rechtlich 
dafür einzustehen hat, dass der Erfolg nicht eintritt“) be-
antwortet werden. Maßgeblich sollte daher sein, ob den 
jeweiligen Unterlassungstäter, der – als Beschützer- oder 
Überwachergarant – bereits den Tod eines einzelnen zu 
verhindern rechtlich verp#ichtet ist, zugleich die P#icht 
tri&, eine generelle Gefahr für eine unbestimmte Anzahl 
von Personen abzuwenden10.

Dabei sind unter Zugrundelegung der „klassischen“ Ga-
rantenstellungen verschiedene Konstellationen denkbar:

Fall a) Mutter M sieht, dass ihr Sohn S sich gemeinsam 
mit anderen Menschen in einem Gebäude be$ndet, das 
gleich explodieren wird. Obwohl sie es könnte, rettet sie 
ihn nicht. Sohn S stirbt, die anderen Personen überle-
ben. 

Fall b) Mutter M beobachtet, wie Brandsti!er B das 
Gebäude, in dem sich Ms Sohn S und andere Personen 
be$nden, in Brand setzt. Obwohl sie es könnte, schreitet 
sie nicht ein. Wie von M beabsichtigt, stirbt Sohn S im 
Feuer, die anderen Personen überleben.

Fall c) Sohn S befindet sich gemeinsam mit ande-
ren Menschen in einem Gebäude, das seine Mutter M 
p#ichtwidrig (ohne Tötungsvorsatz) in Brand gesetzt hat. 
Sie rettet ihn nicht. Sohn S stirbt, die anderen Personen 
überleben.

In Fall a) und b) tri& M keine (über § 323c StGB hinaus-
gehende) Verp#ichtung zur Rettung der ihr fremden Per-
sonen. Sie hat nicht rechtlich dafür einzustehen, einen 
strafrechtlich relevanten Unwert von diesen Personen 
abzuwenden. Tritt dieser Unwert in Form einer (gene-
rellen) Gefährdung ein, ist ihr dies somit strafrechtlich 
nicht zuzurechnen. Das Erfolgsunrecht liegt ausschließ-
lich in der Verletzung der Beschützergarantenp#icht 
hinsichtlich ihres Sohnes, so dass sie sich gemäß §§ 212 I, 
13 StGB stra%ar gemacht hat. 

Demgegenüber ist M in Fall c) aufgrund ihres p#icht-
widrigen Vorverhaltens (Überwachergarantenstellung 
aus Ingerenz) verp#ichtet, die von ihr gesetzte Gefahr 
für die Insassen des von ihr in Brand gesetzten Gebäu-
des abzuwenden. Sie hat also rechtlich dafür einzuste-
hen, diesen konkreten strafrechtlich relevanten Unwert 
zu verhindern. Vernachlässigt sie diese Verp#ichtung 
um den Preis, ihren Tötungsvorsatz hinsichtlich S um-
zusetzen, so verwirklicht sie zusätzlich zur Tötung ihres 
Sohnes (in diesem Fall als Beschützer- und Überwacher-
garantin!) das in § 211 II Nr. 7 StGB vorausgesetzte Er-

10 !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au#. 2011, § 211 Rn. 61.
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folgsunrecht der Gefährdung weiterer Personen – durch 
garantenp#ichtwidriges Unterlassen. 

Der im vorliegenden Fall zu entscheidende Sachverhalt 
ist strukturell mit Fall c) zu vergleichen mit der Folge, 
dass eine Stra%arkeit aus § 211 II Var. 7 StGB weder 
wegen fehlender Garantenp#icht noch wegen fehlender 
Modalitätenäquivalenz abzulehnen gewesen wäre. 

Der 3. Senat war sich bei seiner Entscheidung „der durch-
aus bedenkenswerten Einwände gegen die zitierte Recht-
sprechung bewusst“, sah jedoch „keinen Anlass, hier von 
ihr abzuweichen“11. Die gewählte Lösung mag vor dem 
Hintergrund des rechtspolitischen Ziels einer restrik-
tiven Anwendung der Mordmerkmale nachvollziehbar 
sein, sie erscheint vor dem Hintergrund der Unterlas-
sungsdogmatik im Übrigen jedoch zweifelha!. 

11 BGH vom 07.07.2009, NStZ 2010, 87 (88).

Ein Zeuge, der zu Unrecht die Aussage verweigert, 
kann sich dadurch wegen Strafvereitelung durch Un-
terlassen stra!ar machen.

OLG Köln, Beschluss vom 11.12.2009 – 2 Ws 588/09, NStZ-
RR 2010, 146

Sachverhalt

Der N. und der M. waren rechtskrä!ig wegen Taten ver-
urteilt worden, die sie erwiesenermaßen mit einer drit-
ten Person gemeinsam verübt hatten. Es kam zu einer 
Hauptverhandlung gegen den B., der im Verdacht stand, 
diese dritte Person gewesen zu sein. N. und M. sollten 
in dieser Verhandlung als Zeugen gehört werden. Bei-
de waren von der Kammer (zu Recht) ausdrücklich und 
unter Androhung von Zwangsmaßnahmen darauf hin-
gewiesen worden, dass ihnen infolge ihrer rechtskrä!i-
gen Vorverurteilung kein Auskun!sverweigerungsrecht 
gemäß § 55 StPO zustand. Auch als Ordnungsgelder und 
Beugeha! gegen sie festgesetzt wurden, um ein Zeugnis 
zu erzwingen, zeigten sich N. und M. nicht bereit, Anga-
ben zu machen. B. wurde darau'in freigesprochen. Der 
Freispruch wurde im Wesentlichen damit begründet, 
dass es infolge der Verweigerungshaltung der Zeugen 
N. und M. nicht möglich gewesen sei, eine „vernün!ige 
Zweifel ausschließende Gewissheit von der Täterscha! 
des B.“ zu erlangen.

Problemaufriss

Das OLG hatte sich in seinem Beschluss mit der Frage 
zu befassen, ob N. und M. sich durch ihr Verhalten ge-
mäß § 258 StGB wegen Strafvereitelung stra%ar gemacht 
haben. 

Maria von Tippelskirch*

Strafvereitelung durch Unterlassen

§§ 258, 13 StGB Strafvereitelung durch unberechtigte Zeugnisverweigerung.

Dies wir! zunächst die Frage auf, ob hier überhaupt von 
einem Strafvereitelungserfolg ausgegangen werden kann: 
Denn ob B. eine rechtswidrige Vortat i. S. v. § 258 StGB 
begangen hat und deshalb ein darauf beruhender (zu 
vereitelnder) Strafanspruch besteht, konnte im Rahmen 
der Hauptverhandlung ja gerade nicht geklärt werden. 
Wenn aber B. selbst „in dubio pro reo“ freizusprechen 
war, wäre es widersprüchlich, ohne weitere Anhalts-
punkte im Rahmen der Entscheidung über die Stra%ar-
keit von N. und M. von dessen Stra%arkeit auszugehen. 
Insofern bestand jedoch die Besonderheit, dass nach den 
Urteilsfeststellungen die Beteiligung irgendeiner dritten 
Person neben N. und M. als erwiesen galt. Deshalb war 
das Tatbestandsmerkmal einer stra%aren Vortat, die 
nicht verfolgt werden konnte, zu bejahen. 

So gelangte man zu der Frage, ob es N. und M. waren, die 
die Verfolgung dieser dritten Person vereitelt hatten. 

In Betracht kommt daher zunächst Strafvereitelung 
durch positives Tun, das in der ausdrücklichen Erklä-
rung gesehen werden könnte, die Aussage verweigern zu 
wollen1. Nach der Rechtsprechung soll es für die Abgren-
zung von Tun und Unterlassen auf den „Schwerpunkt 

 * Juniorprofessorin für Straf- und Strafprozessrecht, Wirtscha!s-
strafrecht und rechtswissenscha!liche Fachdidaktik an der Universi-
tät Hamburg.
1 So ging OLG Zweibrücken vom 13.01.1993 – 1 Ss 214/92 in einem 
Fall, in dem sich ein Zeuge zu Unrecht auf ein tatsächlich nicht beste-
hendes Aussageverweigerungsrecht berief, nicht einmal auf die Mög-
lichkeit einer Unterlassungsstra%arkeit ein. Auch das LG Ravensburg 
vom 19.11.2007 – 2 Qs 194/07 hatte in einem parallel gelagerten Fall 
angenommen, die Annahme aktiven Tuns liege näher, die Einord-
nung aber letztlich o"en gelassen, weil nach seiner Au"assung auch 
die strengeren Voraussetzungen einer Unterlassungsstra%arkeit – na-
mentlich eine Garantenstellung – vorlagen.


